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schlossenen privatrechtlichen Verträge zur gemein-
samen Umsetzung der Zielsteuerung-Gesundheit 
bezeichnet.

2.2 Bundes-Zielsteuerungsvertrag
Mit dem Bundes-Zielsteuerungsvertrag haben Bund,
Länder und Sozialversicherung ein gemeinsames
Zukunftsbild und handlungsleitende Prinzipien fest-
gehalten, wie das Gesundheitssystem weiterzuent-
wickeln und zu modernisieren ist. Daraus werden in
den Steuerungsbereichen Versorgungsstrukturen,
Versorgungsprozesse, Ergebnisorientierung strategi-
sche Ziele abgeleitet, die wiederum durch operative
Ziele konkretisiert werden. Einen weiteren Steue-
rungsbereich stellen die Finanzziele dar.
Zu jedem operativen Ziel wurden zudem Mess-
größen, Zielwerte und Maßnahmen definiert, die ein
laufendes Monitoring ermöglichen. Die Operationa-
lisierung der einzelnen Maßnahmen wird in den
Bundes-Jahresarbeitsprogrammen vorgenommen.
Wesentlich dabei ist, dass das gesamte System dem
Prinzip der Wirkungsorientierung folgt. 

2.3 Landes-Zielsteuerungsverträge
Basierend auf der Mehrstufigkeit des Zielsteue-
rungsprozesses waren gemäß § 8 Abs. 4 Z 3 Gesund-
heits-Zielsteuerungsgesetz (G-ZG) als nächster Schritt
Entwürfe für Landes-Zielsteuerungsvertragsent-

1. Ausgangssituation
Am 28. Juni 2013 hat die neu geschaffene Bundes-
Zielsteuerungskommission den Vertragsparteien
Bund, Länder und Sozialversicherung die Be-
schlussfassung des Bundes-Zielsteuerungsvertrages
in den zuständigen Gremien empfohlen. Für die 
Sozialversicherung wurde dieser Schritt durch einen
Beschluss der Trägerkonferenz am 1. Oktober 2013
umgesetzt. Diese Entwicklung hat die Sozialver-
sicherung durch den im November 2010 vorgelegten
Masterplan Gesundheit angestoßen. 
Kern der Reform ist ein partnerschaftliches Ziel-
steuerungssystem, welches eine bessere Abstim-
mung zwischen dem extramuralen und intramuralen
Bereich zum Wohle der Patienten sicherstellt. Als
Zeichen einer neuen politischen Kultur im österrei-
chischen Gesundheitssystem verantworten Bund,
Länder und Sozialversicherung gemeinsam und 
gegenseitig die Umsetzung und Einhaltung des 
Zielsteuerungssystems.

2. Zielsteuerungsverträge
2.1 Definition 
Als Zielsteuerungsverträge werden die von Bund,
Bundesländern und gesetzlicher Krankenversiche-
rung (Bundes-Zielsteuerungsvertrag) bzw. vom je-
weiligen Bundesland und der gesetzlichen Kranken-
versicherung (Landes-Zielsteuerungsvertrag) abge-

Vom Bundes-Zielsteuerungsvertrag zu
den Landes-Zielsteuerungsverträgen
Die Umsetzung der Gesundheitsreform hat begonnen
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würfe zwischen Land und Sozialversicherung auf
Landesebene bis zum 30. September 2013 zu 
entwickeln. Die strategischen Ziele und die zu 
setzenden Maßnahmen zur Zielerreichung sind auf
Landesebene von der gesetzlichen Krankenversi-
cherung in Landes-Zielsteuerungsverträgen mit dem
jeweiligen Land zu vereinbaren und verbindlich 
festzulegen.
Die Landes-Zielsteuerungsverträge haben ausge-
hend vom regionalen Bedarf die Vorgaben aus dem
Bundes-Zielsteuerungsvertrag in den bekannten vier
Steuerungsbereichen Versorgungsstrukturen, Ver-
sorgungsprozesse, Ergebnisorientierung und Finanz-
ziele näher zu konkretisieren, wobei sie gemäß 
§ 8 Abs. 4 Z 2 Gesundheits-Zielsteuerungsgesetz
dem Bundes-Zielsteuerungsvertrag bzw. sonstigen 
bundesrechtlichen Vorschriften nicht widersprechen
dürfen. 
Nach intensiven und konstruktiven Verhandlungen
auf Landesebene zwischen den Ländern und den
Trägern der gesetzlichen Krankenversicherung
konnten die meisten Landes-Zielsteuerungsverträge
fristgerecht den Landes-Zielsteuerungskommissio-
nen vorgelegt werden. Durch gemeinsame und 
konstruktive Zusammenarbeit sowie einen konse-
quenten Wissenstransfer innerhalb der Sozialversi-
cherung wurden bereits acht Landes-Zielsteuerungs-
verträge von den Landes-Zielsteuerungskommissio-
nen zur Unterfertigung empfohlen. Der Hauptver-
band koordinierte dabei die Linie der Sozialversi-
cherung und hat die einzelnen Versicherungsträger je
nach ihrem Bedarf bei der Erarbeitung der Verträge
und in den Abstimmungsgesprächen mit Bund und
Ländern unterstützt. 
Die Beschlussfassung erfolgt – ebenfalls analog zur
Bundesebene – in den zuständigen Gremien der
Länder und der Krankenversicherungsträger. 
In § 31 Gesundheits-Zielsteuerungsgesetz finden

sich auch Regelungen für den Fall, dass Landes-
Zielsteuerungsverträge nicht zustande kommen. 
Auf begründeten Antrag der jeweiligen Landes-
Zielsteuerungskommission kann eine angemessene
Nachfrist für die Vorlage des unterfertigten Landes-
Zielsteuerungsvertrages durch den Bund eingeräumt
werden. Falls innerhalb der Nachfrist noch immer
kein unterfertigter Landes-Zielsteuerungsvertrag 
zustande kommt, sieht § 31 Abs. 2 Z 1 G-ZG vor:
Die Landes-Zielsteuerungskommission hat zur 
Umsetzung der partnerschaftlichen Zielsteuerung-
Gesundheit die Konsens- und Dissens-Punkte fest-
zustellen und der Bundes-Zielsteuerungskommission
vorzulegen. Notfalls kann der Bundesminister für
Gesundheit gemäß § 31 Abs. 3 Z 2 befristet für ein
Jahr handlungsleitende Vorgaben im Hinblick auf
die Dissens-Punkte festlegen. Zur Operationalisie-
rung der vereinbarten Maßnahmen waren analog zur
Bundesebene Landes-Jahresarbeitsprogramme zu
erstellen.

3. Neuausrichtung auf Bundesebene
Parallel zu den Verhandlungen auf Landesebene
wurde auf Bundesebene bereits damit begonnen, das
Bundes-Jahresarbeitsprogramm 2013 abzuarbeiten.
Die Arbeitsstruktur zur Abarbeitung wurde gänzlich
neu aufgesetzt. Denn es ist erforderlich, eine politi-
sche Abstimmungsstruktur zu schaffen und mit einer
geeigneten Managementstruktur den derzeitigen
Steuerungs-, Organisations- und Management-
mangel im System zu beheben. Zur bereits beste-
henden Bundesgesundheitskommission wurde daher
die Bundes-Zielsteuerungskommission eingerichtet.
Die Bundes-Zielsteuerungskommission wird mit 
einem genauen Monitoring die Umsetzung der fest-
gesetzten Ziele überwachen. Es wurde die Arbeits-
gruppe für Strukturveränderungen in Arbeitsgruppe
Gesundheitssystem umbenannt und eine neue 

Mission
Werte
Vision 

Grundsätze

Stretegie

4 Steuerungsbereiche
12 strategische Ziele

Operative Ebene

27 operative Ziele
86 Maßnahmen

Gemeinsam statt jeder für 
sich, gemeinsam im Interesse

der Gesundheit der 
Patientinnen und Patienten –
unter diesem Motto steht das

neue Österreichische 
Gesundheitssystem, das 
nun Schritt für Schritt 

umgesetzt wird.
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Geschäftsordnung erarbeitet. Dieses Gremium dient
zur Vorbereitung der Bundes-Zielsteuerungskommis-
sion und der Bundesgesundheitskommission auf 
Büroebene. Zusätzlich wurden die von der ehemaligen 
Arbeitsgruppe für Strukturveränderungen eingerich-
teten Unterarbeitsgruppen nach Themenclustern
übersichtlich neu aufgesetzt und bisherige Paralleli-
täten beseitigt. Sechs Fachgruppen – Innovation, 
Planung, Finanzierung/Controlling, Qualität, Public 
Health/Gesundheitsförderung und Recht – werden
künftig im Auftrag der Arbeitsgruppe Gesundheits-
system die in den Bundes-Jahresarbeitsprogrammen
vorgesehenen Maßnahmen abarbeiten und dieser re-
gelmäßig berichten. Die Fachgruppen sind von Bund,
Ländern und Sozialversicherung drittelparitätisch mit
Fachexperten besetzt. Den Vorsitz in den Fachgrup-
pen stellt ein Vertreter des Bundes. Die wissenschaft-
liche Begleitung in den Fachgruppen wird bei Bedarf
durch das European Observatory on Health Systems
and Policies, das Ludwig Boltzmann Institut on 
Health Technology Assessment und die neu zu 
gründende Zielsteuerungs-GmbH – ein Tochter-
unternehmen der GÖG – geleistet. 
Von den Kurien Land und Sozialversicherung wurde
jeweils ein Berichterstatter für die AG Gesundheits-
system bestimmt. Auch sozialversicherungsintern
wurden die Abstimmungsprozesse parallel zur 
Bundesebene neu strukturiert und angepasst.

4. Nächste Schritte
Gesamtziel der Reform ist es, das ohnehin gute österrei-
chische Gesundheitssystem patienten- und wirkungs-
orientiert zu modernisieren. Konkret bedeutet das:
l Einführung eines telefonischen und webbasierten
Erstkontakt- und Beratungsservices für Gesund-
heitsfragen der Bevölkerung;

l ein grundlegend neues Konzept für die Primär-
versorgung;

l neue ambulante Versorgungsformen mit klar 
definierten Aufgaben: Primärversorgungsstellen,
gebündelte fachärztliche Versorgung und Netz-
werke von Allgemeinmedizinern; 

l Aus- und Aufbau von Tageskliniken;
l bundeseinheitliche und transparente Qualitätsstan-
dards und für die Bevölkerung nachvollziehbare,
veröffentlichte Qualitätsmessung;

l einheitliche Diagnose- und Leistungsdokumentation
in Spitälern und im niedergelassenen Bereich;

l Stärkung von integrierten Betreuungsprogrammen
für chronisch Kranke.

Wichtig ist, dass die Gesundheitsreform für die Ver-
sicherten rasch sichtbar wird und erste essentielle
Verbesserungen bringt. Aufgrund vielfältiger Vor-
arbeiten der Sozialversicherungsträger und des
Hauptverbandes kann bei der Umsetzung bereits auf
viel Knowhow zurückgegriffen werden. 

Bundesgesundheitskommission
Die Bundesgesundheitskommission besteht aus sechsunddreißig Mitgliedern, wobei gemäß
§ 21 (2) G-ZG  nicht jedem Mitglied ein Stimmrecht eingeräumt wird. Für die Sozialversiche-
rung werden neun Mitglieder vom Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungs-
träger bestellt. Die Bundesgesundheitskommission hat im Rahmen der Planung, Steuerung
und Finanzierung des Gesundheitswesens in Österreich Aufgaben unter Bedachtnahme auf
die Festlegungen im Bundes-Zielsteuerungsvertrag und in der Bundes-Zielsteuerungskom-
mission sowie unter Berücksichtigung gesamtwirtschaftlicher Auswirkungen und regionaler
sowie länderspezifischer Erfordernisse wahrzunehmen.

Bundes-Zielsteuerungskommission 
Die Bundes-Zielsteuerungskommission besteht aus zwölf Mitgliedern. Jeweils vier Mitglieder
werden von der Bundesregierung auf Vorschlag des Bundesministers für Gesundheit, dem
Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger und den Ländern bestellt. 
In der Bundes-Zielsteuerungskommission hat eine wechselseitige Information und Konsulta-
tion über die inhaltlichen und strategischen Festlegungen der Zielausrichtung und der Steue-
rungsmechanismen zu erfolgen, deren sich Bund, Länder und gesetzliche Krankenversiche-
rung im jeweiligen Wirkungsbereich bedienen. Insbesondere hat die Bundes-Zielsteuerungs-
kommission den Entwurf für den Bundes-Zielsteuerungsvertrag zu beraten und zur 
Beschlussfassung dem Bund, dem Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungs-
träger und den Ländern einvernehmlich zu empfehlen.

Landes-Zielsteuerungskommission
In den Landesgesundheitsfonds sind neuerdings als Organe zusätzlich zu den Gesundheits-
plattformen Landes-Zielsteuerungskommissionen einzurichten. 
Der Landes-Zielsteuerungskommission gehören die Kurie des Landes mit fünf Vertretern, die
Kurie der Träger der Sozialversicherung mit fünf Vertretern sowie ein Vertreter des Bundes an.
In Artikel 15 Abs. 4 Vereinbarung gemäß Art. 15a B-VG Zielsteuerung-Gesundheit werden die
Aufgaben der Landes-Zielsteuerungskommission normiert. Dazu zählen insbesondere die Ko-
ordination, Abstimmungen und Festlegungen aller aus dem Landes-Zielsteuerungsvertrag in-
klusive Finanzrahmenvertrag resultierenden Aufgaben und die Jahresarbeitsprogramme für
Maßnahmen auf Landesebene zur konkreten Umsetzung des Landes-Zielsteuerungsvertrages.

Arbeitsgruppe Gesundheitssystem
Der Arbeitsgruppe Gesundheitssystem gehören jeweils neun Vertreter des Bundes, des
Hauptverbandes der österreichischen Sozialversicherungsträger und je ein Vertreter jedes
Landes an. 
Der Arbeitsgruppe Gesundheitssystem obliegt die Vorbereitung der Sitzungen der Bundes-
gesundheitskommission und der Bundes-Zielsteuerungskommission.
Zur Bearbeitung der in den Vereinbarungen gemäß Art. 15a B-VG, im Bundes-Ziel-
steuerungsvertrag und im Bundes-Jahresarbeitsprogramm festgelegten Maßnahmen wurden
von der AG Gesundheitssystem Fachgruppen eingerichtet.
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